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1. Einleitung 

Multilaterale Verhandlungen werden zu einem immer wichtigeren Bestandteil des inter-

nationalen Systems. Seit der GATT-Gründung1 im Jahr 1947, welche den Anfang der 

internationalen Verhandlungen zu Fragen des Welthandels markierte, wurden im Laufe 

der Zeit die Verhandlungen immer komplexer und gewannen vor allem für Entwick-

lungsländer an Bedeutung (Page 2003: 3). Allgemein wird davon ausgegangen, dass 

Entwicklungsländer bei internationalen Verhandlungen sich wenig Gehör für ihre Inte-

ressen verschaffen können. Wissenschaftliche Untersuchungen zur Partizipation von 

Entwicklungsländern in internationalen Verhandlungen zeichnen jedoch ein differen-

zierteres Bild: Entwicklungsländer haben bewiesen, dass sie Ergebnisse zu ihren Guns-

ten beeinflussen, Abkommen blockieren und ihre eigenen Anliegen initiieren können 

(Page 2003: 4/5). Im Folgenden wird es darum gehen, die politischen Einflusspotentiale 

der Entwicklungsländer sowohl auf der weltpolitischen Bühne der Vereinten Nationen 

als auch auf der globalen wirtschaftspolitischen Ebene der WTO darzustellen. 

 

2. Entwicklungsländer in den Vereinten Nationen 

Das Verhandlungssystem der Vereinten Nationen funktioniert im Wesentlichen über 

Verhandlungsblöcke. Diese bestehen aus Länder- bzw. Regionalgruppen (RG), die 

meist mit einer Stimme sprechen. Dabei kann es sich um vorübergehende oder schon 

seit langem institutionalisierte Bündnisse handeln. Die vorwiegend westlichen Indust-

rieländer vertreten meist ähnliche Auffassungen zu Fragen wie der Unterstützung der 

Menschenrechte, einer freien Marktwirtschaft und der internationalen Entwicklungszu-

sammenarbeit (EZ). Demgegenüber schließen sich die Entwicklungsländer bei einigen 

Wirtschaftsfragen, wie der Frage der Lenkung der Weltwirtschaft und des Zugangs zu 

den Märkten, zusammen, tun sich jedoch schwer, ihre unterschiedlichen Ansichten in 

Bereichen wie dem Umweltschutz oder in sozialen und kulturellen Fragen, etwa bei den 

Frauenrechten, miteinander in Einklang zu bringen (Sidhu 2004: 21). In den multilatera-

len Verhandlungsprozessen agieren die Delegierten einzelner Länder nicht nur als ein-

zelne oder im Rahmen einer formellen Gruppe, sondern gehen gelegentlich auch infor-

melle, nicht öffentliche Allianzen ein, in denen Politikergebnisse oft schon im Vorfeld 

der formellen Verhandlungen festgelegt werden (Sidhu 2004: 23). 

                                                 
1 GATT: General Agreement on Trade and Tariffs. Das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen.  
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2.1. Regionalgruppen 

Formelle und informelle Konsultationen und Interessenkoordinationen, wie sie regel-

mäßig in den Regionalgruppen erfolgen, sind wichtige Steuerungsinstrumente, ohne die 

ein geordneter Willensbildungsprozess in einer Organisation mit heute 191 Mitglied-

staaten kaum möglich wäre. Regionalgruppen dienen einerseits der Interessenaggregati-

on und sind andererseits Ausdruck der Binnendifferenzierung der VN-Gremien. Dabei 

lassen sich zwei Kategorien von Regionalgruppen unterscheiden (v. Schorlemer 2005: 

26): 1. In der wissenschaftlichen Diskussion werden Regionalgruppen als themen- und 

sachorientierte politische Zusammenschlüsse von Staaten bezeichnet, z.B. die Gruppe 

der 77 und China (G 77/China). 2. In der VN-internen Terminologie handelt es sich bei 

Regionalgruppen hingegen um vorübergehende Zweckbündnisse, die vorwiegend der 

Organisation der Sitz- und Ämterverteilung dienen (v. Schorlemer 2005: 27). Als wich-

tigste Funktionen der Regionalgruppen werden politische Einflussnahme, Koordination 

bei Abstimmungen sowie die Organisation der Sitz- und Ämterverteilung bezeichnet. 

Vor allem bei Wahlen für Sitze in VN-Gremien und bei der Ämterverteilung spielt das 

Regionalgruppensystem der Vereinten Nationen eine bedeutsame Rolle (v. Schorlemer 

2005: 36). 

 

Die wichtigsten Bündnisse werden im Folgenden aufgeführt und näher charakterisiert 

(Sidhu 2004:21-23). Ihrer Bedeutung entsprechend steht dabei die Gruppe der 77 und 

China im Vordergrund:  

 

Die Gruppe der 77 und China (G 77/China), die 1964 auf der Genfer Handels- und 

Entwicklungskonferenz (UNCTAD)2 gegründet wurde, ist zum Sprachrohr der Mehr-

zahl der Entwicklungsländer geworden und vertritt die Position von über 133 Mitglie-

dern vor allem in Fragen der wirtschaftlichen Entwicklung. Der Gruppe steht im jährli-

chen Wechsel ein Koordinator vor. Als Lenkungsausschuss fungiert die „Gruppe der 

27“, daneben gibt es weitere Unterausschüsse.  

 

Die Bewegung der nichtgebundenen Länder (Blockfreie, NAM), die im Jahr 1961 

auf dem Höhepunkt des Ost-West-Konfliktes ins Leben gerufen wurde, bildet ein unab-

hängiges Forum, dessen Mitglieder sich vorwiegend aus Entwicklungsländern rekrutie-
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ren. Der Bewegung gehören 116 Mitglieder aus Afrika, Asien, Lateinamerika und der 

Karibik an. Anders als die G77/China setzt sich die aus 116 Staaten bestehende NAM 

eher für die politisch-institutionellen Anliegen der Dritten Welt ein. Die Mitgliedschaf-

ten von G77/China und NAM überschneiden sich in erheblichem Maße. Mehr als 100 

Entwicklungsländer gehören beiden Gruppen an (Deen 2000: 6). 

 

Die Rio-Gruppe bildet einen ständigen Mechanismus für Konsultation und politische 

Abstimmung der lateinamerikanischen und zentralamerikanischen Länder sowie einiger 

Länder der Karibik. Die Gruppe entwickelt unter anderem Positionen zu Fragen der 

Menschenrechte, der Regierungs- und Verwaltungsführung sowie des Handels und ver-

tritt dabei Standpunkte, die sich von denen der G 77/China unterscheiden. 

 

Die Länder des südlichen Afrika, die alle auch der G77/China angehören, haben zwar 

keine formelle Verhandlungsgruppe gebildet, arbeiten jedoch gelegentlich zusammen 

und äußern sich zu Fragen, zu denen es keine Position der G 77/China gibt, wie bei-

spielsweise soziale Fragen und Frauenrechte. 

 

Viele Mitgliedstaaten der VN beteiligen sich an Regionalgruppen im Sinne der VN-

internen Terminologie, um für die zwischenstaatlichen VN-Organe Kandidaten aus der 

jeweiligen Region zu bestimmen. Die afrikanische und die lateinamerikanische Gruppe 

beraten auch über ihre Positionen in Sachfragen.3  

 

2.2. Die politische Rolle der G 77 und China 

Die Mitgliedschaft der Gruppe besteht aus Ländern mit stark unterschiedlicher territori-

aler Größe, Bevölkerungszahl und Wirtschaftskraft, die vielfach wenig mehr gemein-

sam haben als eine kritische Haltung gegenüber den Positionen der entwickelten Welt 

des Nordens (v. Schorlemer 2005: 28). Zumindest gibt es aber einen gemeinsamen The-

menfokus, der fünf Politikfelder umfasst: Armutsbekämpfung, wachsende Verschul-

dung, Rückgang der Entwicklungshilfe, Umweltschutz und Neustrukturierung der 

                                                                                                                                               
2 United Nations Conference on Trade and Development (UNCTAD). Die Organisation ist ein ständi-

ges Organ der VN-Generalversammlung. Ihr Ziel besteht darin, Impulse für die Zusammenarbeit der 
Industrieländer mit Entwicklungs- und Schwellenländern zu geben (www.unctad.org).  

3 Derzeit existieren fünf RG: die Gruppe der afrikanischen, asiatischen, lateinamerikanischen, osteu-
ropäischen und der westeuropäischen und anderen Staaten. Diese Gruppen unterscheiden sich erheb-
lich in ihrer Größe, daher steht eine Reform des RG-Systems an (v. Schorlemer 2005: 27; 38f.). 
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Weltwirtschaftsordnung (Deen 2000: 6). Die zentralen Anliegen der G77/China beste-

hen darin, das Welthandelssystem grundlegend zu erneuern und Fortschritte bei der 

Armutsbekämpfung zu erzielen (v. Schorlemer 2005: 28). 

 

In den siebziger Jahren schien es, als würde sich die G 77/China sich zu einer schlag-

kräftigen, auf Entwicklungsfragen spezialisierten „pressure group“ entwickeln. Aus 

heutiger Sicht fällt die politische Erfolgsbilanz der G 77/China jedoch wenig beeindru-

ckend aus – und das, obwohl sie mehr als zwei Drittel aller Staaten repräsentiert (v. 

Schorlemer 2005: 29). Ein wichtiger Grund dafür ist, dass die G 77/China keinen mono-

lithischen Block, sondern ein ausdifferenziertes System unterschiedlicher Interessen 

darstellt. So gehören ihr sowohl die verhältnismäßig wohlhabenden OPEC-Staaten als 

auch die am wenigsten entwickelten Länder (Least Developed Countries, LDCs) an. Die 

Unterschiede im Grad der wirtschaftlichen Entwicklung spiegeln sich auch in Interes-

sengegensätzen wider, die insbesondere zwischen der lateinamerikanischen und afrika-

nischen Gruppe zum Tragen kommen. Von Bedeutung sind darüber hinaus aber auch 

kulturelle, ideologische und politische Differenzen. Schließlich kommt es häufig zu 

Führungsrivalitäten, insbesondere zwischen der asiatischen und afrikanischen Gruppe 

(v. Schorlemer 2005: 29). 

 

Als ein weiteres Zeichen der politischen Schwäche mag man es ansehen, dass die Mit-

glieder der G 77/China sich in der Regel nicht mehr, wie früher üblich, im Rahmen ei-

ner allgemeinen G77-Konferenz treffen, um ihre Positionen vor einem wichtigen VN-

Ereignis zu koordinieren, sondern nur mehr im Rahmen ihrer eigenen Regionalgruppe. 

Auf diese Weise differenzieren sich die Interessen und Positionen der G 77/China wei-

ter aus. Im Zeitverlauf betrachtet hat die Interessenkohärenz der G 77/China und damit 

auch die Geschlossenheit ihres Auftretens abgenommen (v. Schorlemer 2005: 30). 

 

In ihren zentralen Themenbereichen hat die G 77/China daher auch nur bescheidene 

Fortschritte erzielen können. Ihrer Durchsetzungsfähigkeit in der politischen Willens-

bildung der Vereinten Nationen sind hier durch die Machtposition der USA und anderer 

westlicher Geberländer häufig enge Grenzen gesetzt (Deen 2000: 6). Bei Verhand-

lungsprozessen in den Vereinten Nationen ist die G-77/China zwar immer noch ein 

wichtiger Akteur, tendenziell hat sie jedoch an politischem Einfluss verloren (v. Schor-

lemer 2005: 30). Erfolge hat die Gruppe in neuerer Zeit allenfalls bei der Gestaltung der 
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politischen Agenda der Vereinten Nationen aufzuweisen. So gelang es der G 77/China, 

parallel zu entsprechenden Bestrebungen der Entwicklungskonferenz UNCTAD, der 

Weltöffentlichkeit einige der drängendsten Probleme der Entwicklungsländer nahe zu 

bringen. Die Agenda 21, das Abschlussdokument des Weltgipfels in Rio 1992, ent-

sprang vor allem den Vorstellungen der G77/China. Auch bei etlichen anderen bedeu-

tenden VN-Konferenzen der letzten Jahre, die zentralen sozio-ökonomischen Themen 

gewidmet waren, hatte die G77/China die Rolle des Architekten inne (Deen 2000: 7). 

 

2.3. Der Interessengegensatz in den Vereinten Nationen zwischen Nord und Süd 

Bis zum Ende der achtziger Jahre war die Struktur der politischen Willensbildung bei 

den Vereinten Nationen stark vom Ost-West-Gegensatz geprägt. Mit dem Ende des Kal-

ten Krieges entfiel dann aber für die G77/China die Unterstützung des sowjetischen 

Machtblocks. Russland als wichtigster Nachfolgestaat der Sowjetunion kann und will 

sich angesichts seiner Abhängigkeit vom Wohlwollen des IWF und der Weltbank (und 

auch damit der USA) kaum gegen die Interessen der westlichen Länder stellen und zu-

gunsten der G77/China oder der NAM intervenieren. Mittlerweile hat sich die Rolle 

Russlands eher auf die eines Zuschauers in den laufenden Auseinandersetzungen zwi-

schen Nord und Süd reduziert. Hinzu kommt, dass die osteuropäischen Staaten mit zu-

nehmender Integration in die Europäische Union und die NATO ebenfalls immer weiter 

von den Entwicklungsländern abrücken (Deen 2000: 6). Die politische Willensbildung 

bei den Vereinten Nationen wird heute in hohem Maße von den USA als einzig verblie-

bener Supermacht und von der EU und Japan als den neben den USA größten Geldge-

bern bestimmt. Sofern die Entwicklungsländer – in Gestalt der G 77/ China oder NAM 

– überhaupt über kollektiven politischen Einfluss bei den VN verfügen, hat dieser kon-

tinuierlich abgenommen (Deen 2000: 6). 

 

Politische Willensbildungsprozesse bei den Vereinten Nationen sind heute vielfach ge-

prägt von Nord-Süd-Konflikten. So vertritt Deen (2000: 10) die Auffassung, dass zent-

rale Anliegen etwa der Blockfreien von den USA und anderen westlichen Ländern häu-

fig einfach übergangen würden. Ein Beispiel dafür sei, wie die NATO mit dem Zielkon-

flikt zwischen humanitärer Intervention und Staatssouveränität im Falle der Intervention 

im Kosovo umgegangen sei. Die USA und die EU übten immer stärkeren Druck auf die 

Entwicklungsländer aus, um Unterstützung für vom Westen initiierte UN-Beschlüsse zu 
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erwirken. Sie drohten dabei auch mit Kürzungen der ODA oder setzten sogar Regie-

rungschefs von Entwicklungsländern unter Druck (Deen 2000: 10). 

 

Angesichts dieser Situation sieht sich der Westen bzw. der Norden massiver Kritik von 

Seiten der Entwicklungsländer ausgesetzt. So beklagt die G 77/China, dass die westli-

chen Geberländer parallel zur Verminderung der ODA-Leistungen auch noch ihre mul-

tilaterale Hilfe zugunsten bilateraler Unterstützung beschnitten hätten, um so eine wirk-

samere politische Kontrolle über die Empfängerländer ausüben zu können (Deen 2000: 

8). 

 

Große Enttäuschung hat bei der G 77/China auch das Bestreben der USA und der EU 

ausgelöst, nach der Welle der VN-Großveranstaltungen nunmehr eine Pause bei der 

Abhaltung großer Konferenzen einzulegen. In Zukunft sollen alle aus dem Haushalt der 

VN finanzierten Konferenzen, auch der Millenniums-Gipfel, am Hauptsitz in New York 

in Form von Sondertagungen stattfinden. Daher hat die G 77/China in eigener Regie 

eine Konferenz der Entwicklungsländer, den so genannten Südgipfel, in Angriff ge-

nommen (Deen 2000: 7). Diese Zusammenkunft der Staats- und Regierungschefs hat 

zum Ziel, die Süd-Süd-Kooperation zu beleben und eine einheitliche Strategie der  

G 77/China zu wirtschafts- und entwicklungspolitischen Fragen zu entwickeln. Auf dem 

mittlerweile zweiten Südgipfel in Doha (2005) haben Kuba und Katar zwei verschiede-

ne Strategien zur Armutsbekämpfung präsentiert. Auch hier sind also noch einmal die 

unterschiedlichen Interessen und Konzepte innerhalb der G 77/China deutlich gewor-

den. 

 

Einen weiteren Rückschlag für die G 77/China stellte das Vorhaben der USA und der 

übrigen westlichen Staaten dar, die jährliche Beitragsankündigungskonferenz der VN zu 

streichen. Auf diesem Treffen können die Geberstaaten jeweils im November ihre Zu-

sagen über Unterstützungsleistungen für die mit Fragen der sozialen und wirtschaftli-

chen Entwicklung befassten Spezialorgane und Programme (UNDP, UNICEF etc.) ab-

geben. Der neue Administrator von UNDP befürchtet, dass das Unbehagen an der Bei-

tragsankündigungskonferenz lediglich Symptom eines viel tieferen Problems sei, näm-

lich der Abkehr von der finanziellen Unterstützung der UN-Entwicklungszusammen-

arbeit generell (Deen 2000: 9). 
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Unterschiedliche Themenprioritäten entlang der Nord-Süd-Achse gab es auch im Vor-

feld der Monterrey-Konferenz 2002 für Entwicklungsfinanzierung. Während die Ent-

wicklungsländer Themen wie Schuldenerlass und direkte Auslandsinvestitionen beton-

ten, ging es dem Norden vor allem um Good Governance und Menschenrechtsstan-

dards. Hier gelang es den USA und der EU, durch Verpflichtungserklärungen zur ODA-

Erhöhung, dass der UN-Richtwert für ODA von 0,7% nicht in die Abschlusserklärung 

aufgenommen wurde (Malone & Hagman 2002: 408).  

 

Ein aktuelles Beispiel für einen Dissens zwischen den USA und NAM liefert die Nah-

ostpolitik. Als im März 2001 7 NAM-Mitglieder des Sicherheitsrates einen Resoluti-

onsentwurf einbrachten, der eine Schutztruppe für die Palästinenser vorsah, legten die 

USA dagegen ihr Veto ein. Da keiner der NAM-Staaten über ein Vetorecht verfügt, ist 

die Macht des Zusammenschlusses insgesamt deutlich beschränkt. China hat zwar in 

der NAM Beobachterstatus, zeigte in dieser Frage aber keinerlei Bereitschaft, von sei-

nem Vetorecht zugunsten von NAM-Interessen Gebrauch zu machen. Gelegentlich hat 

die NAM-Fraktion im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen jedoch durchaus eine wich-

tige Rolle gespielt, und zwar insbesondere bei Themen, die den Mittleren Osten oder 

Bosnien betrafen. Während sie im Falle von Bosnien mit den USA kooperierte (1992-

1995), agierte sie im Falle des Mittleren Ostens gegen sie (Malone & Hagman 2002: 

403/404).  

 

Restriktionen für den politischen Einfluss der Entwicklungsländer bei den Vereinten 

Nationen ergeben sich nicht allein aus der Machtposition ihrer Kontrahenten aus den 

Ländern des Nordens, sondern auch aus interner Uneinigkeit. Dies zeigt sich etwa am 

Beispiel des Brahimi-Reports von 2000 (Reform von UN-Friedenseinsätzen). Während 

einige asiatische Länder einwandten, dass die Zahl der humanitären Interventionen Ü-

berhand nehmen könnte, sahen einige afrikanische Länder eher die Gefahr, dass die 

Möglichkeiten zur Intervention zu stark eingeschränkt werden könnten und verwiesen 

dabei auf die Erfahrungen im Falle des Völkermordes in Ruanda. Die hier exemplarisch 

sichtbar werdenden Koordinationsprobleme zwischen den Ländern des Südens werden 

durch die zunehmenden ökonomischen und sozialen Unterschiede innerhalb des Südens 

weiter verschärft (Malone & Hagman 2002: 404/405). 
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Ungeachtet aller Konfrontation gibt es aber auch – wenngleich wenige – Beispiele für 

ein produktives Zusammenwirken von Nord und Süd. Historisch gesehen bildet der 

Kampf gegen das Apartheidsregime in Südafrika, der von afrikanischen Staaten auf die 

UN-Agenda gesetzt worden war, das erfolgreichste Beispiel der Nord-Süd-Kooperation 

(Malone & Hagman 2002: 410/411). Insgesamt kann jedoch festgehalten werden, dass 

die Nord-Süd-Polemik die Handlungsfähigkeit der Vereinten Nationen beeinträchtigt. 

Dies verlangt nach pragmatischeren Ansätzen in der Politik der VN, die geeignet sind, 

die eingespielten Konfliktmuster zu überbrücken. 

 

3. Entwicklungsländer in der WTO 

Die Betrachtung der politischen Willensbildungsprozesse in der WTO ist insofern auf-

schlussreich, als sich hier im Vergleich zu den VN-Gremien z. T. gegenläufige Ent-

wicklungen abzeichnen. Den Ländern des Südens ist es hier in weit stärkerem Maße 

gelungen, eine Gegenmacht zum Norden aufzubauen. 

 

3.1. Typen der Organisierung von Entwicklungsländern 

In der WTO gibt es ähnlich wie im Rahmen der Vereinten Nationen verschiedene Sub-

gruppen, in denen sich Länder mit gemeinsamen Interessen zusammen finden. Die Süd-

Interessen sind innerhalb der WTO in drei solchen Gruppen organisiert (Wahl 2005: 

23): 

 

Der erste Typus umfasst Ländergruppen wie die LDC (Least Developed Countries), die 

Afrikanische Union (AU) und die AKP-Staaten (Afrika, Karibik und Pazifik). Formell 

bestehen diese Ländergruppen schon seit längerem, sie haben aber erst seit Ende der 

neunziger Jahre ihre politische Handlungsfähigkeit innerhalb der WTO entwickelt. Die-

se äußert sich unter anderem in regelmäßigen Treffen und Absprachen, gemeinsamer 

Organisierung und Nutzung von technischem Know-How und Expertise, Poolbildung 

bei materiellen Ressourcen sowie Etablierung fester Strukturen (z. B. Gruppensprecher) 

und interner Entscheidungsverfahren. Auf dieser Basis sind die Gruppen in der Lage, 

gemeinsame Verhandlungsposition zu entwickeln und auch wirkungsvoll in die WTO-

Verhandlungsprozesse zu intervenieren. 
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Beim zweiten Organisationstyp handelt es sich um informelle Gruppen wie z.B. die  

G 20, die sich bilden, um gemeinsame Interessen zu verfolgen.4 Zur G 20 gehören große 

und wirtschaftlich erfolgreiche Schwellenländer wie China, Indien, Brasilien, Argenti-

nien und Südafrika, denen insgesamt auch ein großes politisches Gewicht zukommt. Da 

es sich bei den G 20 um einen informellen Zusammenschluss handelt, kann sich die 

Zusammensetzung allerdings rasch ändern. Denkbar ist auch, dass sich die gesamte 

Gruppe auflöst, sobald sie ihre wichtigsten Verhandlungsziele erreicht hat. 

 

Der dritte Organisationstyp bezeichnet den Zusammenschluss dieser unterschiedlichen 

formellen und informellen Gruppierungen zu übergreifenden Allianzen, die bei einzel-

nen Verhandlungsthemen den Industrieländern als Block gegenüber treten. 

 

3.2. Der Einfluss der Entwicklungsländer in der WTO 

Die Entscheidungsstrukturen in der WTO sind sehr komplex. Sie setzen sich aus for-

mellen und informellen Verfahren der Willens- und Entscheidungsfindung zusammen, 

an denen jeweils eine Vielzahl von Akteuren beteiligt ist (Tietje 2005: 18). Für die Län-

der des Südens beinhalten diese Strukturen eine doppelte Restriktion. Zum einen sind 

über 20 WTO-Mitgliedsländer am Sitz der Organisation in Genf gar nicht vertreten und 

damit generell von den Entscheidungsprozessen zum Welthandelsrecht ausgeschlossen. 

Zum anderen sind manche Länder durch das komplexe Entscheidungssystem, das sich 

etwa auch in parallelen Sitzungen äußert, in ihren personellen und Arbeitskapazitäten 

überfordert. Praktischen Erfahrungen zufolge sind nur diejenigen WTO-Mitglieder in 

der Lage, aktiv am Entscheidungsprozess in Genf teilzunehmen, in deren VN-

Delegationen sich mindestens vier Personen mit WTO-Fragen befassen. Angesichts 

dessen wird davon ausgegangen, dass nur ca. 50-60 der heute 148 WTO-Mitglieder ak-

tiv am Geschehen der Organisation mitwirken (Tietje 2005: 22/23). Insgesamt sind die 

informellen Willensbildungs- und Entscheidungsverfahren in der WTO somit gekenn-

zeichnet durch ein Spannungsverhältnis zwischen einer formal verstandenen souveränen 

Gleichheit der Staaten auf der einen Seite und der Notwendigkeit einer effektiven und 

effizienten Entscheidungsbildung auf der anderen Seite (Tietje 2005: 22). 

 

                                                 
4 Die G 20 sind eine informelle Gruppe von Entwicklungs- und Schwellenländern, die sich im Vor-

feld der WTO-Ministerkonferenz in Cancun 2003 gegründet hat. 
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Der politische Einfluss der Entwicklungsländer in der WTO lässt am ehesten an den 

Entscheidungsprozessen bei den Ministerkonferenzen ablesen. Die oben dargestellten 

Organisationsstrukturen der Länder des Südens kristallisierten sich zwischen den Minis-

terkonferenzen in Seattle (1999) und Cancun (2003) heraus. In Seattle kam es aufgrund 

des Widerstandes der Entwicklungsländer gegen die Verhandlungsziele der Länder des 

Nordens zu einem Scheitern der Konferenz. Im weiteren Verlauf der WTO-

Verhandlungsrunde traten die Länder des Südens zunehmend selbstbewusst auf (Wahl 

2005: 286/287). Auf der Konferenz in Doha im Jahre 2001 schlug sich ihr wachsender 

Einfluss erstmals in deutlichen Verhandlungserfolgen nieder. Dies betraf zum einen den 

Agrarsektor und die Frage der geistigen Eigentumsrechte. Zum anderen setzten die 

Länder des Südens gegen den massiven Widerstand von Industrieländern schließlich 

das Recht durch, in begründeten Notfällen günstige Generika von Medikamenten gegen 

AIDS herstellen zu dürfen (Page 2003: 4/5; Wahl 2005: 23). Die Doha-Konferenz zeigt 

auch, dass die Länder des Südens neue Themen auf die Agenda setzen können, wie z.B. 

die Bedeutung der Infrastruktur für den Handel, die Wechselwirkung zwischen Ver-

schuldung und Welthandel und die Struktur der Rohstoffmärkte. Außerdem erreichten 

die Entwicklungsländer, die Definition von „development issues“ über das von den In-

dustrieländern vertretene Begriffsverständnis hinaus um neue Dimensionen zu erweitern 

(Page 2003: 5). Bei der WTO-Ministerkonferenz in Cancun 2003, die aus westlicher 

Perspektive als gescheitert gilt, konnten die Länder des Südens neben einigen weiteren 

Zugeständnissen in Sachfragen, etwa in der Agrarpolitik, vor allem Erfolge in Verfah-

rensfragen erzielen. Nach Einschätzung von Wahl (2005: 23) wurden Regelungen er-

zielt, die die Verhandlungsmacht des Südens deutlich stärken und die die Dominanz des 

Nordens, insbesondere der USA und der Europäischen Union, einschränken.  

 

Auch wenn die grundlegenden Machtkonstellationen in der WTO grundsätzlich erhalten 

geblieben sind, lässt sich in den vergangenen Jahren in der Tendenz doch eine Ver-

schiebung des Kräfteverhältnisses zu Gunsten des Südens beobachten. Diese Gruppe hat 

es verstanden, ihre Verhandlungsposition von Verhandlungsrunde zu Verhandlungsrun-

de schrittweise zu verbessern. Dabei hat der ökonomische und politische Aufstieg von 

China und Indien in die Gruppe der Großmächte eine entscheidende Rolle gespielt. 

Zwar ist die Verhandlungsmacht selbst der einflussreichsten Nationen bei multilateralen 

Verhandlungen eingeschränkt durch die Notwendigkeit, Konsens zumindest im eigenen 

Lager herzustellen. Aber der demokratische Multilateralismus (ein Land, eine Stimme) 
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der WTO ist in der Praxis durch informelle Machtmechanismen geprägt, die auch die 

Länder des Südens durch verbesserte Selbstorganisation für sich nutzen konnten (Page 

2003: 5; Wahl 2005: 24).  

 

4. Fazit 

Bis heute haben die Länder des Südens allenfalls erste Schritte auf dem Weg zu einer 

effektiveren Interessenvertretung in internationalen Organisationen unternommen. Wei-

tere Fortschritte hängen zunächst von der Fähigkeit und der Bereitschaft einzelner Län-

der zur Partizipation in deren Gremien ab. So sehen viele Entwicklungsländer noch 

nicht die Notwendigkeit, an internationalen Verhandlungsrunden teilzunehmen. Dies 

liegt auch an den überkommenen Strukturen der entsprechenden Organisationen, die 

wenig geeignet sind, die Partizipationschancen von immer mehr Ländern mit komple-

xen Interessen zu verbessern (Page 2003: 12). Bei internationalen Verhandlungen sind 

viele Entwicklungsländern dadurch benachteiligt, dass sie nur über kleine Delegationen 

verfügen, deren Mitglieder zudem oft unerfahren in der Verhandlungsführung sind, und 

dass es ihnen an wissenschaftlicher Unterstützung mangelt (Page 2003: 7). Wenn dann 

noch Unsicherheiten im Hinblick auf Ziele und Strategien hinzukommen, laufen Ent-

wicklungsländern leicht Gefahr, von anderen Ländern für deren Zwecke instrumentali-

siert zu werden. Der Einfluss des einzelnen Landes hängt daher davon ab, inwieweit es 

in der Lage ist, in die jeweiligen Verhandlungen mit ausgearbeiteten Programmen und 

qualifiziertem Personal einzutreten (Page 2003: 9). 

 

Die Durchsetzungsfähigkeit der Länder des Südens in den internationalen Organisatio-

nen wird in Zukunft auch davon abhängen, inwieweit es ihnen gelingt, ihre unterschied-

lichen Interessen stärker in Einklang zu bringen. Bis heute bilden die Länder des Südens 

trotz zunehmender Selbstorganisierungsprozesse noch keinen einheitlichen Block (Wahl 

2005: 24). Partielle Süd-Süd-Bündnissen reichen als Grundlage für die Gewinnung von 

politischem Einfluss mit strategischer Perspektive nicht aus (Wahl 2005: 24). Allerdings 

sind einzelne Formationen des Südens wie die G 77/China oder regionale Gruppen mitt-

lerweile in der Lage, in einzelnen Verhandlungsrunden ein durchaus effektives Gegen-

gewicht zu den Ländern des Nordens zu bilden. In einigen Organisationen geht das stra-

tegische Potential der Länder des Südens aber auch schon über punktuelle Interessen-

bündnisse hinaus. So erscheint es durchaus möglich, dass die relativ erfolgreichen 
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Selbstorganisierungsprozesse innerhalb der WTO als Katalysator dafür wirken, dass der 

Süden sich auch in anderen Institutionen und auf anderen Politikfeldern stärker organi-

siert (Wahl 2005: 24). 

 
 
 
(v. Winter) (Merai) 
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